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Bonn, den 26. Januar 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über steuerliche 
Maßnahmen zur Förderung der Vorfinanzierung 
des Lastenausgleichs 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner 98. Sitzung am 19. Dezember 1952 nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 30 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Vorfinanzierung 

des Lastenausgleichs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung vom 17. Januar 1952 (Bundcsgesetzbl. I 
S. 33) unter Berücksichtigung des Gesetzes 
zur Ergänzung des Einkommensteuergesetzes 
und des Körperschaftsteuergesetzes vom 
20. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 302) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 2 Abs, 4 Ziff. 1 erhält der Klammer- 
zusatz die folgende Fassung: 

„(§§4bis7fund9a)“. 


rung ermitteln, können Zuschüsse oder 
Darlehen, die den Voraussetzungen 
des Absatzes 2 entsprechen, sonstige 
Steuerpflichtige können Zuschüsse an 
die Bank für Vertriebene und Ge- 
schädigte (Lastenausgleichsbank) zu- 
gunsten des Ausgleichsfonds 5 des 
Lastenausgleichsgesetzcs) im Jahr der 
Fiingabe als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten absetzen. 

(2) Die der Bank für Vertriebene 
und Gesdiädlgte (Lastenausgleichs- 
bank) zugunsten des Ausgleichsfonds 
gewährten Darlehen sind nur dann als 
Betriebsausgaben abzugsfähig, wenn 


2. Im § 3 wird die folgende Ziffer 16 ange- 
fügt: 

„16. das Aufgeld für ein an die Bank 
für Vertriebene und Geschädigte 
(Lastenausgleichsbank) zugunsten 
des Ausgleichsfonds (§ 5 des 

Lastenausgleichsgesetzes) 
benes Darlehen, wenn das Dar- 
lehen nach ^ 7 f imjahr der Fiin- 
gabe als Betriebsausgabe abzugs- 
fähig war.‘‘ 

3. Im § 7 d Abs. 2 erhält Ziffer 2 die fol- 
gende Fassung: 

„2. der Bau oder Umbau des Schiffs 
als im Jahr der Fiingabe schiff- 
fahrts- oder fisdiereipolitiscli för- 
derungswürdig anerkannt ist und“. 


4 . 


Hinter § 7 e wird der folgende § 7 f ein- 
gefügt: 

4 7f 

Förderung der Vorfinanzierung des 
Lastenausgleichs 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn 
auf Grund ordnungsmäßiger Budifüh- 


1. der Darlehnsgeber für mindestens 
vier Jahre unwiderruflich auf die 
Kündigung des Darlehens ver- 
zichtet hat, 

2. ein bei der Rückzahlung des Dar- 
lehens gewährtes Aufgeld einen Be- 
trag nicht übersteigt, der zweiein- 
halb vom Hundert des Darlehens- 
betrags für jedes Jahr der Laufzeit 
des Darlehens entspricht, und 

3. Zinsen während der Laufzeit des 
Darlehens nicht gezahlt werden. 

(3) Stirbt der Darlehnsgeber vor Ab- 
lauf der Sperrfrist (Absatz 2 Ziff. 1), 
so sind die Erben berechtigt, die vor- 
zeitige Rückzahlung des Darlehens zu 
verlangen. 

(4) Beträge, die zur Tilgung von 
Darlehen im Sinn des Absatzes 1 ge- 
zahlt werden, stellen beim Darlehns- 
geber Betriebseinnahmen dar.“ 

5. Im § 10 Abs. 1 Ziff. 4 Satz 2 werden die 
Worte „der §§ 4 bis 7 d“ durch die Worte 
,,7 d Abs. 2 und 7 f“ ersetzt. 
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6. In § 41 Abs. 1 Ziff. 1 werden die Worte 
„im Sinn der §§ 9, 7 c und 7 d Abs. 
durch die Worte „im Sinn der §§ 9, 7 c, 
7 d Abs. 2 und 7 f“ ersetzt. 

§2 

(1) Die Vorschriften des ^ 1 gelten erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1953. Steuer- 
pflichtige, die den Gewinn auf Grund ord- 
nungsmäßiger Buchführung nach § 4 Abs. 1 
oder § 5 des Einkommensteuergesetzes er- 
mitteln, können für Zuschüsse und Darlehen, 
die sie nach Ablauf des Wirtschaftsjahrs 1952 
(1952/53) gemäß § 1 Ziff. 4 zugunsten des 
Ausgleichsfonds innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes hingeben, zu Lasten des Gewinns des 
Wirtschaftsjahrs 1952 (1952/53) in Höhe des 
hingegebenen Betrags eine steuerfreie Rück- 
lage bilden. Die steuerfreie Rücklage ist zu- 
gunsten des Gewinns des Wirtsdiaftsjahrs 
1953 (1953/54) aufzulösen. 


B e g r ü 

Der Deutsche Bundestag hat in der 3. Lesung 
des LAG-Entwurfs am 16. Mai 1952 den sich 
aus der Drucksache Nr. 3373 ergebenden An- 
trag der Koalitionsparteien angenommen. 
Nach Buchstabe c dieses Antrages sollen 
durch eine Erstreckung der Vergünstigungen 
des § 7 d Abs. 2 EStG auf Darlehen, welche 
dem Lastenausgleichsfonds gewährt werden, 
zusätzlidie 150 Mio DM für den Lastenaus- 
gleich aufgebracht werden. Der anliegende 
Gesetzentwurf führt diesen Beschluß des 
Bundestages aus. Für die Begünstigung von 
Zuschüssen und Darlehen für den Schiffbau 
wird die Bedingung des § 7 d Abs. 2 

Ziff. 2 EStG dadurch ergänzt, daß der 
Bau des Schiffs als im Jahr der Hin- 
gabe schiffahrts- oder fischereipolitisch 
förderungswürdig anerkannt sein muß. 
Außerdem wird ein neuer § 7 f in das 
Einkommensteuergesetz eingefügt. Danach 
können entsprechend der Vorschrift des 
§ 7 d Abs. 2 EStG Steuerpflichtige, die den 
Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger Buch- 
führung ermitteln, Zuschüsse oder Darlehen, 
sonstige Steuerpflichtige Zuschüsse an die 
Bank für Vertriebene und Geschädigte 
(Lastenausgleichsbank) zugunsten des Lasten- 


(2) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
sind die Vorschriften des § 1 erstmals auf 
den Arbeitslohn anzuwenden, der für einen 
Lohnzahlungszeltraum gezahlt wird, der 
nach dem 31. Dezember 1952 endet. Bei 
sonstigen, insbesondere einmaligen Bezügen 
sind die Vorschriften des ^ 1 auf den Ar- 
beitslohn anzuwenden, der dem Steuer- 
pflichtigen nach dem 31. Dezember 1952 
zufließt. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt gemäß § 12 des Ge- 
setzes über die Stellung des Landes Berlin Im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ ^ 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 

ausgleichsfonds im Jahr der Hingabe als Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten ab- 
setzen. Um den Anreiz für die Hingabe von 
Darlehen an den Lastenausgleichsfonds zu 
vergrößern, ist jedoch von der im § 7 d EStG 
enthaltenen Voraussetzung der Unverzins- 
lichkeit der Darlehen abgesehen worden. Die 
auf mindestens 4 Jahre festzulegenden Dar- 
lehen dürfen zwar während dieser Laufzeit 
nicht verzinst werden, jedoch ist bei Rück- 
zahlung des Darlehens die Gewährung eines 
Aufgeldes zulässig, das einer Verzinsung von 
jährlich 2 V 2 V. H. (ohne Zinseszinsen) des 
Darlehensbetrags entspricht. Dieses Aufgeld 
soll nach einer vorgesehenen Ergänzung des 
§ 3 EStG (§ 1 Ziff. 2 des Entwurfs) steuer- 
frei sein. 

Der neue § 7 f EStG soll grundsätzlich erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 1953 
gelten. Da aber erfahrungsgemäß die Steuer- 
pflichtigen erst gegen Ende des Veran- 
lagungszeitraums sich darüber schlüssig wer- 
den, ob sie die im Einkommensteuergesetz 
vorgesehenen Vergünstigungen in Anspruch 
nehmen wollen, andererseits aber darauf 
Wert gelegt werden muß, daß dem Lasten- 
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ausgleidisfonds so schnell wie möglich Mittel 
zur Vorfinanzierung des Lastenausgleichs zu- 
fließen, ist es mit Rücksicht darauf, daß das 
Gesetz nicht rechtzeitig vor dem Ende des 
Kalenderjahrs 1952 verkündet werden kann, 
erforderlich, eine Übergangsregelung zu tref- 
fen. § 2 des Entwurfs sieht deshalb vor, daß 
bestimmte Steuerpflichtige, die innerhalb 
einer Frist von 2 Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Zuschüsse oder Darlehen zu- 
gunsten des Lastenausgleichsfonds geben, die 
damit verbundene Steuervergünstigung schon 
für den Veranlagungszeltraum 1952 In An- 
spruch nehmen können. Würde diese Über- 
gangsregelung nicht getroffen werden, so 
würden Mittel zur Vorfinanzierung des 
Lastenausgleichs in größerem Umfang erst 
gegen Ende des Veranlagungszeitraums 1953 
zur Verfügung gestellt werden. 

Durch die vorgesehenen Maßnahmen Ist im 
Zusammenhang mit den durch die Novelle 


zum EStG vom 27. Juni 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 411) getroffenen Einschränkungen 
des § 7 c EStG zu erwarten, daß zahlreiche 
Steuerpflichtige dem Lastenausgleichsfonds 
Zuschüsse oder Darlehen zur Verfügung stel- 
len. Die Vorteile für die Steuerpflichtigen be- 
stehen darin, daß sie, ohne an Grenzen ge- 
bunden zu sein, zu einem für sie steuerlich 
günstigen Zeitpunkt die Zuschüsse oder Dar- 
lehen als Betriebsausgaben oder Werbungs- 
kosten absetzen können, hinzu kommt, daß 
bei Ablauf der Bindung ein Aufgeld gewährt 
wird, das außerdem steuerfrei ist. Eine all- 
gemeine Begrenzung der vorgesehenen steuer- 
lichen Begünstigung ergibt sich allerdings In- 
sofern, als nach dem Beschluß des Bundestages 
vom 16. Mai 1952 jährlich 150 Mio DM 
durch diese steuerliche Maßnahme aufge- 
bracht werden sollen. Die Vergünstigung des 
§ 7 f EStG soll sich deshalb nur auf Zuschüsse 
und Darlehen bis zur Erreichung des Betrags 
von 150 Mio DM jährlich erstrecken. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 19. Dezember 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 21. November 1952 — 6 — 
52200 — 2728/52 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der 
Bundesrat in seiner 98. Sitzung am 19. Dezember 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maß- 
nahmen zur Förderung der Vorfinanzierung 
des Lastenausgleichs 
die folgende Änderung vorzuschlagen: 

Im § 3 sind die Worte „gemäß § 12“ durch die Worte „nadi 
Maßgabe des § 12 Abs. 1“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Klarstellung. 

Gegen den Entwurf bestehen steuerpolitische Bedenken. 

Der Bundesrat ist aber bereit, sie zurückzustellen, wenn bis zum 
2. Durchgang des Gesetzentwurfs 

a) die Mißstände, die sich bei Anwendung der §§ 7 c und 7 d EStG 
besonders durch die Hingabe von Darlehen nach ^ 7 c und 
§ 7 d gegen die Hergabe von allgemeinen Darlehen ergeben 
haben, durch Änderung der gesetzlichen Vorsdiriften abgestellt 
werden; 

b) unter dem Gesichtspunkt der Gleichheit vor dem Gesetz die 
Frage geprüft und entschieden wird, ob es zulässig ist, daß die Ver- 
günstigung des § 7 f EStG bis zur Erreichung eines Betrages von 
150 Mio DM jährlich begrenzt werden kann, und es zweckmäßig 
ist, diese Begrenzung im Gesetz festzulegen; 

c) die steuerlichen Maßnahmen dieser Vorlage zeitlich bis zum 
31. Dezember 1954 begrenzt werden, da sie nur eine Übergangs- 
maßnahme sein sollen und zu erwarten ist, daß die 7 a bis 7 f 
EStG ab 1. Januar 1955 im Zuge der vorgesehenen Steuer- 
reform beseitigt werden. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 105 
Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 

Dr. Reinhold Maier 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem Änderungsvorschlag und den Vorbehalten des Bundesrates 
vom 19. Dezember 1952 zum Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur 
Förderung der Vorfinanzierung des Lastenausgleichs 


1. Der Bundesrat hat vorgeschlagen, im § 3 
des Entwurfs (Berlin-Klausel) die Worte 
„gemäß § 12“ durch die Worte ,,nach 
Maßgabe des § 12 Abs. 1“ zu ersetzen. 

Dem Änderungsvorschlag wird zuge- 
stimmt. § 3 des Entwurfs lautet hiernach 
wie folgt: 

4 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. T S. 1) auch 
im Land Berlin.“ 

2. Nach Meinung des Bundesrates bestehen 
gegen den Gesetzentwurf steuerpolitische 
Bedenken, die er aber zurückstellen will, 
wenn bis zum zweiten Durchgang des 
Gesetzentwurfs 

„a) die Mißständc, die sich bei Anwen- 
dung der §§ 7 c und 7 d EStG 
besonders durch die Hingabe von 
Darlehen nach § 7 c und § 7 d gegen 
die Hergabe von allgemeinen Dar- 
lehen ergeben haben, durch Ände- 
rung der gesetzlichen Vorschriften 
abgestellt werden;“ 

Zur Beseitigung der bei der Anwendung 
der §§ 7 c und 7 d EStG aufgetretenen 


Mißstände sind gesetzgeberische Maßnah- 
men in Vorbereitung. 

„b) unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichheit vor dem Gesetz die Frage 
geprüft und entschieden wird, ob es 
zulässig ist, die Vergünstigung des 
§ 7 f EStG bis zur Erreichung eines 
Betrags von 150 Mio DM jährlich 
begrenzt werden kann und es zweck- 
mäßig ist, diese Begrenzung im 
Gesetz festzulegen;“ 

Die Rechtsfrage, ob die Begrenzung auf 
150 Mio DM jährlich unter Berücksich- 
tigung des Grundsatzes der Gleichheit vor 
dem Gesetz möglich ist, ist von dem 
Herrn Bundesminister der Justiz geprüft 
worden. Reditsstaatliche Bedenken gegen 
die Begrenzung sind nicht zu erheben. 
Auch gegen die Aufnahme der Begren- 
zung in das Gesetz bestehen keine Be- 
denken. 

„c) die steuerlichen Maßnahmen dieser 
Vorlage zeitlich bis zum 31. Dezem- 
ber 1954 begrenzt werden, da sie 
nur eine Übergangsmaßnahme sein 
sollen und zu erwarten ist, daß die 
§§ 7 a bis 7 f EStG ab 1. Januar 1955 
im Zuge der vorgesehenen Steuer- 
reform beseitigt werden.“ 

Der zeitlichen Begrenzung der Geltungs- 
dauer des Gesetzes bis zum 31. Dezem- 
ber 1954 wird zugestimmt. 
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